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Bewertung des Haushaltsplanentwurfs 2025 

Erziehungs-, Familien-, Paar- und Lebensberatung 

Streichung Zuwendung an Kommunen für Personalstellen in der Familienberatung: 

Durch die Streichung der Zuweisung an die Kommunen für Personalstellen in der 

Familienberatung (Ausnahme spezialisierte Beratung gegen sexualisierte Gewalt gegen 

Kinder und Jugendliche) werden die Einrichtungen in freier Trägerschaft mittelbar betroffen 

sein. In Folge knapperer Kassen der Kommunen wird sich dies in der Finanzierung der 

Erziehungs-, Familien-, Paar- und Lebensberatung durch die Kommunen bemerkbar 

machen. 

Für die Familienberatung der freien Träger sind im Haushalt 2025 Kürzungen in der 

Kooperation mit Familienzentren um 66 Prozent sowie die Streichung der Mittel für die Arbeit 

mit geflüchteten Familien vorgesehen. 

Damit fallen Mittel weg, die es den Familienberatungsstellen bisher ermöglicht haben, ihren 

Auftrag der niedrigschwelligen vertraulichen Beratung auch bei Kindern und ihren Familien 

zu erfüllen, die mit ihren Problemlagen an ihrem Lebensort „abgeholt“ werden müssen, um 

Unterstützung annehmen zu können. 

Inhalt Titel Summe 2024 Summe 2025 Differenz 

Kooperation 
Familienberatung und 
Familienbildung mit 
Familienzentren  

684 10 5.898.700 € 2.000.000 € -3.898.700 € 

Angebote der 
Familienberatung für 
Flüchtlingsfamilien 
Titel Im Haushalt 2025 
nicht mehr enthalten 

14. (2024) 972.300 € - -972.300 € 

 

Kooperation mit Familienzentren: 

Für die Familienzentren sind die Familienberatungsstellen zentrale Kooperationspartner. 

Über die Kooperationen werden direkt Kinder unterstützt, die Verhaltensauffälligkeiten 

zeigen. Über Beratung der Eltern und auch des Fachpersonals können frühzeitig 

Problemlagen in der Familie bearbeitet, diagnostische Einschätzungen getroffen werden und 

beugen damit Manifestierungen von Problemlagen und intensive 

Unterstützungsnotwendigkeiten (z. B. ambulante und stat. Erzieherische Hilfen) vor. Die 

Kooperation mit der Familienberatung wird laut in Auftrag gegebener Untersuchung des 

Landes NRW als Chance gesehen, niedrigschwellig Bevölkerungsgruppen anzusprechen, 

die sonst schwer erreicht werden können (Abschlussbericht Familienberatung in NRW, S.16) 

Die Familienzentren benötigen Kooperation für ihre Zertifizierung. Ein Ausweichen auf 

sekundäre Beratungsstellen (Suchtberatung, Schuldnerberatung o. ä.) kann den zentralen 

Auftrag für die betroffenen Kinder nicht erfüllen. Die Familienberatungsstellen werden wegen 

notwendigem Personalabbau die Kooperationen entweder einstellen oder auf ein 

„Rumpfangebot“ zurückfahren müssen. Damit ist zu befürchten, dass Familienzentren durch 

Verlust ihres zentralen Kooperationspartners Rezertifizierungen nicht mehr vornehmen 

werden und die Struktur der Familienzentren abgebaut wird. Schwer erreichbare Familien 

https://www.mkjfgfi.nrw/sites/default/files/documents/abschlussbericht_familienberatung_final.pdf


 
 

2 
 

werden kaum noch Zugang zur psychosozialen Beratung der Familienberatungsstellen 

haben und damit von gesellschaftlichen Unterstützungssystemen „abgehängt“ werden mit 

Kostensteigerungen in den sozialen Systemen und gesellschaftlichen Folgen. 

Angebote für geflüchtete Familien: 

Die Angebote und Projekte der Familienberatungsstellen für geflüchtete Familien sorgen 

dafür, dass geflüchtete Eltern mit Kindern und Jugendlichen einen Zugang zur 

Familienberatung bekommen haben. Die Angebote haben dafür gesorgt, dass Frauen Arbeit 

gefunden haben, Eltern Zugang und Verständnis für pädagogische Maßnahmen in Schule 

und KiTa entwickeln konnten und sich insgesamt mit den veränderten Anforderungen in 

Deutschland zurechtfinden können. Mit dem Wegfall der Mittel werden Familien schlechter 

Zugang zu Beratung finden können und die Integration von Kindern und ihren Familien 

erschwert werden - mit all ihren Folgen wie beispielsweise Radikalisierungen. 


